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w ährend der Berathuugeu über das neue preulsische 
Einkommensteuergesetz ist unter Anderin die Befürchtung 
geäufsert worden, dal's alle diejenigen, die ohne erheblichen 
Kapitalbesitz ausschliefslich oder überwiegend von geistiger 
Arbeit leben, in unverhältnifsmälsig höherer Weise als bisher 
herangezogen werden würden. Dies wurde um so bedauerns- 
werther gefunden, da die Lebenslage dieser Bevölkerungs- 
klasse eine gewisse weitgehende Berücksichtigung verlange. 
Bisher wurde diese Rücksichtnahme in einer milden Ein- 
schätzung geübt. Da die bisherige Veranlagung ohnedies fast 
nie das volle Einkommen traf, so hatte eine derartige Rück- 
sichtnahme innerhalb enger Grenzen nichts moralisch An- 
stößiges. Solange kleine Nebeneinnahmen eines Beamten 
nur dazu dienten, das knappe Auskommen weniger knapp zu 
machen, so nahm Niemand daran Anstois, dal's die geringe 
Vermehrung uubesteuert blieb. Erst wenn die Nebenein- 
nahineu (z. B. aus Kapitalbesitz) so bedeutend wurden, dal's 
sie bereits an der ganzen Lebenshaltung zu merken waren, 
wenn z. B. ein Beamter mit 5000 Mk. Gehalt den Haushalt 
eines reichen Mannes führte, so forschte die Steuerbehörde 
auch nach seinen aul'seramtlichen Einnahmen und veranlagte 
ihn demgemäfs. 

Diese schonende Praxis hört bei Einführnng der Selbst- 
eiuschätzung mit einem Schlage auf. Niemand ist berechtigt 
Schonung gegen sich selbst zu üben. Jeder Groschen, den 
Jemand einnimmt, mufs von jetzt ab auch versteuert werden. 
Der Gymnasiallehrer, der seit Jahren auf Gehaltserhöhung 
wartend, inzwischen durch ein paar Pensionäre sich und seine 
Familie besser durchzufüttern sucht; der Pfarrer, der für 
Trau- und Leichenreden Gratifikationen erhält; die studierten 
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Beamten aller Fakultäten, die in ihren Mufeestunden litera- 
risch thätig sind und, mit oder ohne Absicht, gelegentlich 
auch Honorar dafür erhalten: sie Alle müssen von jetzt ab 
neben ihrem Gehalt auch die kleinsten Einnahmen auf Heller 
und Pfennig zusammenrechnen. — Bei dem weitgehenden Ein- 
tlufs, welchen die Vertreter der geistigen Arbeit auf die öffent- 
liche Meinung haben, befürchtet man von dieser plötzlichen 
Anziehung der Steuerschraube eine Unpopularität des Dekla- 
rationszwanges überhaupt. In der Presse wurden während 
der Berathungen bereits Stimmen laut, welche eine gewisse 
gesetzliche Schonung derjenigen Personen empfahlen, die auf 
ihre geistigen Fähigkeiten als ihr einziges Erwerbskapital 
angewiesen seien. 

Derartigen weitgehenden Befürwortungen gegenüber (von 
denen übrigens die im Parlament laut gewordenen Stimmen 
sich fern hielten) ist nun zunächst zu erklären, dals eine Ver- 
anlassung zu einem Privileg für die Vertreter der geistigen 
Arbeit nicht vorliegt. In alten Zeiten mögen derartige Privi- 
legien als Ansporn für das Ergreifen „unfruchtbarer“ Berufe 
erforderlich gewesen sein. In unserer Zeit, wo der Andrang 
zur geistigen Arbeit ohnedies grols genug ist, wird einen der- 
artigen Ansporn selbst derjenige nicht befürworten, der an 
das Gespenst des Gelehrtenproletariats noch nicht glaubt. Die 
Lebenshaltung der studierten Stände ist ganz entschieden in den 
letzten Jahrzehnten eine bedeutend bessere geworden. Ehemals 
führte der nothleidende Schriftsteller seine Bezeichnung als 
„epitheton omans“; hente nimmt man von Schriftstellern, w elche 
Noth leiden, in erster Linie an, dals sie kaum ein besseres 
Loos verdienen. Der weitgehende Schutz des geistigen Eigen- 
thums durch die Patent- und Autorengesetzgebung hat hier 
die rechtliche Sicherung der Existenz geschaffen, welche einst 
Lessing so bitter vermifst hat. Nur das Eine ist heute aller- 
dings noch richtig, dals für die meisten derer, die von geistiger 
Arbeit leben wollen, die Vorbereitungs- und Uebergangsstadien 
langwierig und mühselig sind. Diejenigen, die keine Anleh- 
nung an ein festes Amt mit regelmäl'sigem Einkommen haben, 
können in Jahren, in denen es Niemand mehr vermuthet, in 
die Lage kommen, überhaupt über ein steuerfähiges Ein- 
kommen nicht zu verfügen. Allein solche Fälle werden in 
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der Regel so liegen, dafs sie der Steuerbehörde mit voll- 
kommener Klarheit dargelegt werden können. Die grofse 
Mehrzahl der geistigen Arbeiter aber befindet sich unter 
Verhältnissen, unter denen sie mit der Notli des Lebens nicht 
mehr und nicht weniger zu kämpfen haben, als andere auch. 

Eine Veranlassung, den Ertrag geistiger Arbeit niedriger 
zu veranlagen als andere Arbeitserträge, liegt nicht vor. Aber 
ebensowenig liegt ein Anlafs vor, ihn höher heran- 
zuziehen, als andere. Und dies ist eine Gefahr, die aller- 
dings in dein gegenwärtigen Augenblick vorhanden zu sein 
scheint. 

Die geistigen Arbeiter haben für die Herausschälung 
des „Einkommens“ aus den Roheinnahmen nicht so feste 
Grundsätze, der Stand als Ganzes hat nicht eine so lange 
Erfahrung, der Einzelne nicht eine so feste Uebung, wie man 
sie in anderen Ständen findet. Der Begriff des Einkommens 
ist an sich ein höchst schwankender. Der Anhalt, welchen 
für seine Umgrenzung das Gesetz giebt, ist ein sehr geringer. 
Es giebt wohl kaum irgendeine gröl'sere Rechtsmaterie, für 
welche die grundlegende Definition so wenig gesetzlich fest- 
gelegt ist, wie für das Recht der Einkommensteuer. 

Unter diesen Verhältnissen wird man der Frage, wie die 
Ertrage geistiger Arbeit zur Einkommensteuer heranzuziehen 
sind, am ehesten gerecht werden, wenn man sich als Muster 
diejenige Einkommensermitteluug vorhält, welche auf die 
längste Erfahrung zurückblickt und als die bestentwickelte 
anzusehen ist Dies ist ohne allen Zweifel die kaufmännische. 
Die heutige Methode der kaufmännischen Gewinnermittlung 
besteht in der Hauptsache bereits seit 3 — 4 Jahrhunderten. 
Sie hat hierin eine Feinheit der Durchbildung erhalten, in 
welcher sie mutatis mu tan dis nicht Idols von den städtischen 
Gewerben der verschiedensten Art, sondern auch von Be- 
hörden, Landwirthen u. a. m. angenommen worden ist. Es 
wird sich zwar zeigen, dafs gegenüber der geistigen Arbeit 
dem mutatis nmtandis ein etwas weiter Spielraum einzu- 
riiumen ist. Immerhin giebt es für die heutige Methode einer 
Einkommensermittlung als Ausgangspunkt keine geeignetere, 
als die kaufmännische. 



Digitized by Google 




6 



I. Das System der Einkommeuermittlung bei den Gewerbtreibenden, 

Die heutige kaufmännische Buchführung beruht im We- 
sentlichen auf den sogenannten todten Konti. Neben den Konti 
für jeden einzelnen Geschäftsfreund führt der Kaufmann andere, 
unpersönliche, für jeden Teil seines Waarenlagers; er führt ein 
besonderes „Grundstückskonto“, „Utensilienkonto“, „Unkosten- 
konto“ und ebenso auch ein „Gewinn- und Verlustkonto“. 
Letzteres bildet einen integrirenden Bestandteil seiner Buch- 
führung. Da bei der genauen Durchführung der lebenden 
und todten Konti jede Buchung an zwei verschiedenen und 
von einander entlegenen Stellen der Buchführung vorkommt, 
so ist es ausgeschlossen, dafs ein Kaufmann ein Gewiun- 
und Verlustkonto etwa in dem Augenblick fabrizirte, wo er 
es für Steuerzwecke braucht. Wenn daher auch »mit 
der Möglichkeit zu rechnen ist (und im praktischen Leben 
auch gerechnet wird), dafs die Auffassung des Gewinnes und 
Verlustes für Steuerzwecke eine andere sein müsse, als für 
die interne Betrachtung des Kaufmannes, so bietet das „Ge- 
winn- und Verlustkonto“ des Kaufmannes doch immerhin für 
Steuerzwecke eine feste und geeignete Grundlage. 

Ein solches „Gewinn* und Verlustkonto“ besteht wie 
jedes andere Konto aus Debet und Credit, Soll und Haben. 
Dabei ist der zu Grunde liegende Gedanke, dafs es sich um 
ein Gewinnkonto handelt, wie man denn das Konto auch 
besser so benennen (und den Verlust als Minus des Gewinnes 
sich hinzudenken) würde. Der Gewinn wird gewissermal'sen 
als eine Person gedacht. Im Haben (Credit) stehen alle 
Ueberschüsse der einzelnen Geschäftszweige verzeichnet, im 
Soll (Debet) stehen dem gegenüber die allgemeinen Aufwen- 
dungen des Geschäfts, welche zur Erzielung eines Gewinnes 
gemacht, also gewissermaßen dem personitizirten Gewinn zu 
Lasten geschrieben werden. Den Löwenantheil des Debets 
nehmen in der Hegel die Miethen und die Gehälter weg. 
Dann folgen die Steuern, welche das Geschäft als solches 
zu zahlen hat (Gewerbesteuer, Bergwerkssteuer, Vertrags- 
Stempel u. s. w.), die Heisespesen, Provision an Vermittler, 
Reklame durch Inserate u. s. w. Endlich die kleinen Un- 
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kosten. Für diese besteht gewöhnlich eine kleine Kasse, die 
einem jungen Manu übergeben ist. Aus derselben werden 
Postmarken gekauft, sonstige Porti bestritten, Trinkgelder an 
Boten gegeben, Pferdebahngelder an Angestellte des Geschäfts 
vergütet u. a. in. — Nicht alle Ausgaben, welche zur Erzielung 
eines Gewinnes gemacht werden, können demselben aber in 
concreto zur Last geschrieben werden. Wenn z. B. ein Ge- 
werbetreibender mit einer einzigen Maschine arbeitet und 
diese in einem Jahre zu erneuern ist, so könnte dadurch unter 
Umständen der halbe Geschäftsgewinn verschlungen werden 
und das Jahr, obgleich es an sich vielleicht ein sehr gutes 
war, gleichwohl im Jahresabschluss als ein überaus schlechtes 
erscheinen. Deswegen haben für alle derartigen unregelmäfsig 
wiederkehrenden Erneuerungen die Kaufleute bereits seit 
langer Zeit ein festes System allmählicher Abschreibungen 
eingeführt, und die anderen gewerbtreibenden Stände haben 
dies zum grülsten Theil angenommen. Diesas System beruht 
darauf, dal's für die verschiedenen der Abnutzung unterlie- 
genden Gegenstände eine runde Zahl von Jahren als durch- 
schnittliche Haltbarkeit angenommen ist. So nimmt man für 
die Zwecke der Buchführung als genügend an, wenn man die 
durchschnittliche Haltbarkeit- eines Gebäudes auf 50 — 100 Jahre 
ansetzt, während ein Arbeitspferd so schnell auf einen ganz 
geringen Verkaufswerth heruntergearbeit. wird, dal's man bei 
lebhaftem Betriebe in der Kegel nur etwa 4 — 5 Jahre Ver- 
wendbarkeit rechnet. Dementsprechend bucht der Kaufmann 
jährlich 1 — 2 % Abnutzung auf seine Gebäude, während er auf 
seine Arbeitspferde 20 — 25 % abschreibt. Bei weitaus den 
meisten Sachen wie Laden- und Comptoireinrichtung, Ma- 
schinen, Utensilien der verschiedensten Art hat sich der 
gewohnheitsmäfsige Satz von 10 % Abschreibung heraus- 
gebildet. 

Dementsprechend sieht der Kaufmann als seinen Gewinn 
und als steuerpflichtiges Einkommen nicht die Summe des 
Ueberschusses in allen seinen einzelnen Geschäftszweigen an, 
sondern zieht davon noch erst die allgemeinen Geschäfts- 
unkosten ab, sowohl diejenigen, welche in concreto sich er- 
mitteln lassen, als auch diejenigen, welche nur im Wege einer 
statistischen Durchschnittsberechnung auszudrücken sind. 
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Beispiele derartiger Gewinn- und Verlustkonti findet man 
in jeder Nummer des Reichsanzeigers, in dessen Beilagen die 
vorschriftsmäfsigen Abschlufsveröffentlichungen der Aktien- 
gesellschaften stattfinden. Als ein solches Beispiel sei der 
letztjährige Abschlufs eines allgemein bekannten Betriebes, 
der Gladeubeck'sclien GieEserei, angeführt. 



Gewinn- und Verlustkonto. 



Debet. 

H an <11 nn gs -Unkosten: 
Miethe. Gehälter, Steuern, lieise- 
spesen, Provisiouen etc. . . . 


97 142 


11 


Credit. 
Gewinnvortrag 
Ueberschufs auf 
Fabrikations- 


671,85 


Zinsenverlust 


3 097 


45 


konto und aus 


j 


Abschreibungen: 
Grundstück und Gebäude 

2 % Mk. 7 298,47 
Metallmodelle nnd Formen 

5 % Mk. 9 718,78 
Gipsmodelle und Formen 

10 * Mk. 1 040.36 
Vervielfültigungs rechte 

10 % Mk. 8 769,77 
Maschinen 10 % - 716.26 

Utensilien 10 ft - 4 027,13 

Pferde nnd Wagen 

25 S - 1 329.94 


30906 


1 

69 


erzielten Ver- 
käufen . . . 


217917 31 

i 

I 

1 

| 


Nettogewinn 


87 442 


91 








21858916 




218 589 16 



2. Anwendbarkeit des Systems anf die Erträge der geistigen 

Arbeit. 

Ein Blick auf dieses System zeigt, dals hier von dem 
Geschäftsgewinn der Gewerbtreibenden, bevor er zur Selbst- 
einschätzung gelaugt, bereits eine ganze Anzahl Posten abge- 
zogen sind, für deren vorherige Abziehung dem geistigen 
Arbeiter heute der Apparat fehlt. Der Kaufmann hat seine 
Lademniethe ins Unkostenkonto geschrieben und stellt sie 
im Gewinnkonto ins Debet. Längst hat die llandwerker- 
bevülkerung das System nachgealunt und setzt die Miethe für 
die Werkstatt vom Gewinn ab. Der Schriftsteller, der ein 
Zimmer mehr miethet, um eine Werkstatt für sein geistiges 
Schaffen zu haben, hat in der Kegel seine Werkstatt mit der 
Wohnung eng verbunden. Wenn er aber um dessentwillen 
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nicht berechtigt sein sollte, die Werkstattmiethe von seinem 
Einkommen abznziehen, so würde dies darauf hinauslaufen, 
dafs man ihn von einem Posten besteuert, der bei allen An- 
dern steuerfrei bleibt. Nicht andere ist es mit dem Beamten, 
dem für seine Amtsobliegenheiten nicht ein Bureau zur Ver- 
fügung gestellt wird. Braucht ein Beamter, der 3000 Mark 
Gehalt hat, für die Erledigung seiner Akten wirklich ein 
eigenes Zimmer in seiner Wohnung, so kann man eben nicht 
sagen, dafs sein Einkommen 3000 Mk. beträgt, sondern je 
nach den Miethspreisen des Orts nur 2900, 2800 o. ä. — Der 
Kaufmann stellt, was er an seine jungen Leute zahlt, dem 
Gewinnkonto ins Debet; der Autor, der seine Arbeit, bevor 
er sie zum Druck schickt, noch einmal abschreiben läl'st, be- 
streitet den Schreiberlohn wie eine Verbrauchsausgabe, er 
wird also um diesen Betrag zu hoch veranlagt. Während 
der Kaufmann jede Steuer, die auf dem Gewerbe als solchem 
lastet, abzieht, muls der Beamte den Stempel für sein Patent, 
der Autor den für seinen Verlagsvertrag u. s. w. ruhig ver- 
steuern. Der Kaufmann, der in Geschäftsangelegenheiten 
irgendwelcher Art eine Keise macht, bucht sie als Reise- 
spesen; der Beamte, der in die Residenz fährt, um ein dring- 
liches Gesuch dem Minister vorzutragen, muls die Kosten 
dieser Reise versteuern. Vollends die „kleine Kasse“ des Ge- 
schäftsmannes birgt in sich eine Unzahl von Ausgaben, die 
Andere bisher als Verbrauch gerechnet haben. Jede Zehn- 
pfennigmarke, die in Geschäftsangelegenheiten verschrieben 
wird, jedes Glas Bier, das mau (wie es in kleinen Städten 
noch üblich ist) mit dem Kunden anstrinkt, aber auch jede 
Flasche Wein, die von Geschäftswegen verkneipt werden, 
jedes Loos zn einer Wohlthätigkeitslotterie, das von Ge- 
schäftswegen genommen werden „muls“, wird hier gebucht 
Leuchtet schon hier ein, dafs der Mangel einer äufserlich 
erkennbaren Abgrenzung zwischen Unkosten und Verbrauch 
bei der geistigen Arbeit dazu führt, ihren Ertrag höher zu 
schätzen, als er in Wahrheit ist, so ist dies noch in viel 
höherem Malse der Fall bei der zweiten Kategorie des Debets 
im Gewinn- und Verlustkonto, bei den Abschreibungen. Nicht 
etwa weil es unmöglich ist, den richtigen Prozentsatz der 
Abschreibung herauszufinden. Auf diese Richtigkeit ist im 
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Kaufmannsstande und im gewerblichen Berufe jeder Art 
längst verzichtet, und die Gesetzgebung hat diesen Verzicht 
legaLisirt. Nach der übereinstimmenden Ansicht aller bethei- 
ligten Faktoren ist der Gesichtspunkt des richtigen Pro- 
zentsatzes der Abschreibung ein untergeordneter; der allein 
malsgebende Gesichtspunkt ist der, dals die Abschreibung 
wirklich dem geschäftlichen Kalkül entspreche und nicht 
etwa zu Steuerzwecken fingirt sei. Und dies eben ist bei 
der geistigen Arbeit zur Zeit unerreichbar. Eine gewohnheits- 
mäl'sige Uebung giebt es nicht, und sie kann im Augenblick 
nicht geschaffen werden. Im Gehirn des geistigen Arbeiters 
taucht diese Rücksicht wirklich erst in dem Augenblick auf, 
wo es sich um die Selbsteinschätzung handelt, — wenn sie 
überhaupt auftaucht. Jeder gröfsere Schuster und Schneider 
weifs heut, dals er von seiner Näh- und Steppmaschine jähr- 
lich etwa 5 — 10 % Abnutzungskosten rechnen mufs, um nicht 
eines Tages vis-ä-vis de rien zu stehen; nnd eben weil er es 
weifs, wird er auch, selbst wenn er die komplizirte Buchfüh- 
rung nicht hat, den entsprechenden Betrag von dem neuen 
Gewinn abgezogen haben, bevor er an die Versteuerung 
denkt. Der Lehrer aber, der einen oder zwei Pensionäre hält 
nnd für sie Betten, Spinde, Tische, Stühle u. s. w. nun 
einmal besitzt, denkt nicht daran, dafs diese eines Tages 
abgenutzt sein werden und dafs also dementsprechend schon 
jetzt von dem angeblichen Gewinne eine angemessene Summe 
jährlich abzusetzen wäre. Er giebt gewissenhaft den erzielten 
Ueberschufs an, versteuert die ganze Summe, und wenn später 
einmal ein Stück neu anzuschaffen ist. oder gar die „für alt“ 
gekaufte Zimmereinrichtung nach und nach ganz zu ersetzen 
ist, so betrachtet seine Frau dies als eine Art Wirtlischafts- 
ungliick, das sie auf ihre alten Tage betroffen hat. 

Wiewohl daher der geistige Arbeiter ohne allen Zweifel 
ganz ebenso mit Unkosten und Abnutzungen zu rechnen hat, 
wie jeder Erwerbende, so darf man trotzdem nicht wünschen, 
dafs er eine analoge fortlaufende Buchung führe, und zwar 
darf man es schon deswegen nicht wünschen, weil es unmög- 
lich ist. Zwar die alte Anschauung, als ob die Berücksich- 
tigung des Gewinnes bei geistiger Arbeit nicht recht gentle- 
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liianlike sei, und dafs sie, wo sie stattfindet, nach Möglichkeit 
verborgen werden müsse, ist aufgegeben. Der Adel der Arbeit 
hat auch hier sein Recht verlangt. Wie wir daran gewöhnt 
sind, an die höchsten Ehrenstellen im Staate Besoldungen zu 
knüpfen, wahrend die alten Römer es für ehren wert her hielten, 

-de ohne Besoldung anzunehmen und sich durch Erpressungen 
zu entschädigen; wie wir es durchaus für gehörig halten, dal’s 
ein Beamter, der in neue Dienste treten soll, sich rechnungs- 
mäfsig darüber klar wird, ob er unter den veränderten Ver- 
hältnissen mit dem Gehalt auskommen könne oder ein höheres 
verlangen müsse: so finden wir es aucli nur richtig, dafs der 
Autor, der vertragsmälsig über seine geistige Arbeit verfügt, 
in angemessener und anständiger Form die materielle Seite % 
der Sache regele. Wer ganz oder theilweise von geistiger 
Arbeit lebt, soll wissen, wieviel dieselbe werth ist, und danach 
seine Verfügungen treffen. Aber es hat seine Grenze, wieviel 
Denkkraft der geistige Arbeiter hierauf verwenden darf. Ohne 
das lockere Treiben gewisser Künstlerkreise rechtfertigen zu 
wollen, wird man doch zugebeu müssen, dafs ein Künstler, 
der auf Schritt und Tritt sein künstlerisches Schaßen mit 
kaufmännischer Buchführung und Bilanzen begleiten würde, 
zuletzt die Schwungkraft verlieren mülste, die das Wesen 
seiner Thätigkeit ansmacht. Und auch bei dem Schriftsteller 
ist diese Art fortlaufenden Kalkulirens bis ins Aeufserste nicht 
möglich. Die gleiche Bepackung mit Schreib- und Rechen- 
werk würde den Künstler, Gelehrten, Schriftsteller etc. in 
demselben Malse lähmen, wie sie den Handel- und Gewerb- 
treibenden zweifellos fördert. 

Wollen wir daher einen entsprechenden Weg finden, wie 
der geistige Arbeiter seine Selbsteinschätzung zu machen hat, 
so darf unser Ausgangspunkt nicht die kaufmännische Buch- 
führung sein, sondern vielmehr die Thatsache, dafs über seine 
Wirtschaftsführung eine solche nicht vorhanden ist. Die 
Frage ist: wie kann der geistige Arbeiter ohne das genaue 
kaufmännische System annähernd dieselbe Präzision erreichen, 
welche der Kaufmann einfach seinen Büchern entnehmen kann? 

— Andererseits müssen wir ebenso davon ausgehen, dafs der 
Selbsteinschätzende irgend welche Aufzeichnungen über sein 
wirtschaftliches Leben besitzt. Wer so in den Tag hinein- 
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lebt, dal's er sich über Einnahmen und Ausgaben überhaupt 
keine Aufzeichnungen macht, ist ein liederlicher Mensch, der 
zu allem andern Schaden, den er erleidet, eben auch noch 
den tragen mufs, dal's er eine vertrauenswürdige Selbstein- 
schätzung nicht machen kann und von der Behörde leicht 
erheblich höher eingeschätzt wird, als ihm zukommt. 

Im Anschluss an das vorhandene, wenn auch noch so 
summarisch geführte Wirtschaftsbuch sind drei Fragen zu 
beantworten : 

1. Welches werden die Einnahmen des nächsten Jahres 
sein? 

2. Welches werden die Unkosten des nächsten Jahres 
sein? 

3. Welche Abschreibungen werden im nächsten Jahre 
vorzunehmen sein? 

Für alle drei Fragen giebt das neue Einkommensteuer- 
gesetz (§ 10) drei Ermittlungsmethodeu an. 

a. Ist ein Posten bereits „feststehend“, so ist er mit der 
festen Summe einzustellen. 

b. Ist ein Posten seiner Höhe nach im Voraus noch nicht 
festzustellen, ist er aber seiner Art nach (wenn auch in wech- 
selnder Höhe) in den letzten Jahren wiedergekehrt, so ist die 
Höhe nach dem Durchschnitt der drei letzten Jahre zu be- 
rechnen; bei der erstmaligen Veranlagung ist statt dessen der 
Durchschnitt, zweier Jahre zu nehmen. 

c. Wenn ein derartiger Posten noch nicht, drei bezw. 
zwei Jahre lang besteht, so ist statt dessen der Zeitraum des 
Bestehens zu Grunde zu legen. Ist auch das nicht möglich 
(z. B. weil der Posten ganz neu ist), so ist der „muthmals- 
liche“ Jahresertrag in Ansatz zu bringen. 

Es läl'st sich vermuthen, dal's gerade die Frage, welche 
dieser drei Methoden für die Ermittlung anznwenden sei, im 
Einzelfalle zu grofsen Streitigkeiten führen wird. Der Steuer- 
pflichtige wird, je nachdem die Rechnung für ihn günstiger 
ausfällt, sich auf den Durchschnitt der letzten Jahre berufen 
oder eine solche Berufung als unzulässig abweisen. Umge- 
kehrt wird die Steuerbehörde die Ermittlung nach dem Durch- 
schnitt überall da vorziehen, wo sie damit zu höheren Er- 
trägen gelangt und wird jeden Steuerpflichtigen, der für die 
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Zukunft weniger steuern will, als er nach dein Durchschnitt 
der letzten Jahre steuern müfste, der Hinterziehung für ver- 
dächtig halten. Nirgends mehr werden diese Streitigkeiten 
auftauchen, als gerade bei den Erträgen geistiger Arbeit. 
Ein Kaufmann, der ein paar fette Jahre hinter sich hat und 
nun fürchtet, dafs die mageren kommen werden, kann sich 
immerhin noch einmal die Besteuerung nach dem Durch- 
schnitt gefallen lassen, weil sein ganzes Geschäftsgebahren 
ohuedies auf Durchschnittsberechnungen basirt ist. Für einen 
Schriftsteller aber, welcher ein Werk, an dem er mehr als 
ein Jahrzehnt gearbeitet hat, gerade in den beiden letzten 
Jahren in den Druck gegeben und honorirt erhalten hat, be- 
ginnt bei dem gegenwärtigen Zeitpunkt der e raten Veranla- 
gung eine neue Wirthschaftsperiode, welche gerade dadurch 
charakterisirt wird, dafs er Autorenhonorar nicht erhalten 
wird. Nimmt man an, dafs er bisher gerecht besteuert worden 
ist, so würde eine Besteuerung nach dem Durchschnitt darauf 
hinauslaufen, dafs er dieselben Einnahmen zweimal versteuert, 
nämlich bei der bisherigen Veranlagung, weil sie ihm de 
futuro angesetzt wurden, und bei der jetzigen erstmaligen 
Veranlagung nach dem neuen Gesetz, weil sie ihm de prae- 
terito angerechnet werden sollen. 

Für die richtige Interpretation des § 10 des Einkommen- 
steuergesetzes dart weder die Absicht, sich von der Steuer zu 
drücken, noch die Absicht, die Schraube möglichst schart an- 
zuziehen, mafsgebend sein. Der leitende Gesichtspunkt ist 
der, dafs nach der Absicht des Gesetzes die Einnahne des 
zukünftigen Jahres ermittelt und besteuert werden soll. 
Daraus folgt mit zwingender Notli Wendigkeit, dafs die Durch- 
schnittsberechnung nur dann anzuwenden ist, wenn sie nach 
vernünftiger Annahme irgendwie geeignet ist, die Wahrheit 
über die zukünftige Jahreseinnahme zu Tage zu fördern. 
Und daraus folgt mit ebenso zwingender Nothwendigkeit, dafs 
die Durchschnittsberechnung überall ausgeschlossen ist, wo 
das Gegentheil bereits erwiesen ist. 

Bleiben wir also bei dem Beispiele des Schriftsteller- 
honorars, so mufs ein Autor die verschiedenen Arten von 
Schriftstellerhonoraren, welche ihm bevorstehen, durchgehen 
und den zukünftigen Jahresertrag ermitteln. Weifs er die- 
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selbe mit Bestimmtheit im Voraus, so setzt er sie mit dem 
bestimmten Betrage ein. Dies ist der Fall, wenn er einen 
festen Vertrag mit festem Honorar und festem Ablieferungs- 
termin geschlossen hat; es ist aber ebenso der Fall, wenn er 
mit Bestimmtheit weifs, dafs der Posten Buchhonorar in dem 
nächsten Jahre gleich Null sein wird (z. B. wenn er sich für 
das übernächste Jahr zur Ablieferung eines grol'sen Manu- 
skriptes verpflichtet hat unter der Bedingung, inzwischen kein 
anderes Buch zu veröffentlichen). Bei anderen Honoraren, 
welche in einer gewissen Kontinuität von Jahr zu Jahr durch- 
laufen, welche aber in ihrer Höhe wechseln, wird er die zu- 
künftige Jahreseinnahme nach dem vorgeschriebenen Durch- 
schnitt der letzten Jahre berechnen. So der Autor eines 
vielbändigen Werkes, der in einem Jahre bald zwei bald drei 
Bände veröffentlicht; ebenso der Journalist, der für eine Zeitung 
regelmälsig schreibt, aber das eine Mal mehr, das andere Mal 
weniger. Für alle anderen Honorare, die der Schriftsteller 
in dem nächsten Jahre erwartet, ohne in den früheren einen 
Anhalt für ihre Berechnung zu linden, muls er den Betrag 
einsetzen, den er nach bestem Wissen und Gewissen für den 
„muthmafslich“ richtigen hält. 

Ganz dasselbe gilt nun von der Art, wie die Unkosten zu 
ermitteln sind. Hat ein Autor einen Vertrag über ein Werk 
geschlossen und ist sich etwa über ein Sortiment Bücher, das 
er zu diesem W T erke anzuschaften hat, schon vollständig klar 
(ein Fall, der allerdings nicht oft Vorkommen wird), so kann 
er diese Summe getrost als Unkosten einsetzen und abziehen. 
Bei regelntälsiger Thätigkeit wird er die zukünftigen Un- 
kosten nach dem Durchschnitt berechnen, und nöthigenfalls 
muls er sie „muthmalslich“ schätzen. 

Mit der blolsen Methode der Unkostenermittlung ist aber 
nicht vielen gedient. Die Hauptfrage ist die, was eigentlich alles 
als Unkosten anzusehen ist. Nach dem § 9 des Gesetzes hat 
man den Anhalt, als Unkosteu alle „zur Erwerbung, Siche- 
rung und Erhaltung des Einkommens verwendeten Ausgaben“ 
anzusehen. Danach fallen also unter Unkosten (wie wir es 
beim Kaufmann gesehen haben) die Mietlie für den Arbeits- 
raum, die Gehälter für Gehülfen, Reisen zum Zweck der 
geistigen Arbeit, auf der das Einkommen beruht u. a. m. 
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Dann aber auch alles das, was der Kaufmann als kleine Un- 
kosten berechnet: Porto (z. B. der kostspielige Verkehr eines 
Gelehrten an einem entlegenen Orte mit der Bibliothek, welche 
Bücher nicht anders, wie als Werthpackete versendet), Pferde- 
bahn- und Droschkengelder für geschäftliche Gänge (z. B. 
Fahrt zu einer Besprechung mit dein Verleger, Fahrten eines 
vielbeschäftigten Gymnasiallehrers zu Privatstunden, aber auch 
die Fahrt eines entlegen wohnenden Regiernngsraths zum 
Kegiernngsgebäude etc.). 

Für den Begriff der Unkosten hat das Gesetz eine Grenze 
gezogen. Es darf nichts als Unkosten gerechnet werden, was 
„zur Bestreitung des Haushaltes“ dient. Allein der Begriff 
des Haushalts, an welchem sich der der Unkosten hier reibt, 
ist ebenso schwankend, wie jener. Die einzige Bedeutung, 
welche diese Begrenzung hat, liegt darin, dal's Niemand das 
als Unkosten rechnen darf, was allgemein als Haushaltungs- 
kosten betrachtet wird. Das Mal’sgebende für die 
Frage, ob ein Stand etwas zu den Unkosten rechnen 
darf oder nicht, ist in dieser Beziehung nusschliefs- 
1 i cti die Uebung der anderen Stände. Wenn der Bankier 
sein Comptoir, der Waarenkanfmann seinen Laden, der Hand- 
werker seine Werkstatt als Unkosten rechnet, so liegt keine 
Veranlassung vor, bei dem geistigen Arbeiter mit seinem Ar- 
beitsraum anders zu verfahren. Wenn es bei allen diesen 
keinen Unterschied begründet, ob der Arbeitsraum an der 
Wohnung liegt oder nicht, ob über Arbeitsraum und Wohnung 
zwei Mietkontrakte abgeschlossen sind, oder einer, so ist es 
bei dem Gelehrten ebenso. Und in der gleichen Lage, wie 
der Privatgelehrte befindet sich der Beamte, der für seine 
Aktenarbeit nicht einen eigenen Dienstraum zur Verfügung 
gestellt erhält, sondern einen Theil seiner Wohnung dazu her- 
geben mnl's. Wenn ein Maler bisher aufser seiner dunkel 
gelegenen Wohnung noch ein Atelier in der freien Natur ge- 
miethet hatte, und jetzt sich eine helle Wohnung miethet. in 
welcher gleichzeitig ein Atelier enthalten ist: wenn ein Hechts- 
anwalt, der bisher im Thiergarten wohnte und sein Bureau 
in Berlin C hatte, sich jetzt entschliefst, in das Centrum zu 
ziehen, um eine Wohnung zu miethen, von welcher er zwei 
Zimmer als Bureau verwendet: so Ist vollkommen klar, dal's 
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durch die geschehene Aenderuug eine Aendening in den Un- 
kosten nicht eingetreten ist. Der einzige Unterschied ist der, 
dafs früher der Posten „Miethe für den Arbeitsraum“ einfach 
aus dem Miethsvertrage abgelesen werden konnte, während er 
jetzt sinngeraäfs berechnet werden mufs. — Allerdings kann 
die Kombinirung des Arbeitsraumes mit der Wohnung leicht 
zu hinterlistigen Abstreichungen vom steuerpflichtigen Ein- 
kommen führen. So wenig, wie ein Arbeitsraum deswegen 
zum Wohnraum wird, weil bei aufserordentlicben Gelegen- 
heiten einmal in ihm der Tisch gedeckt wird, ebenso wenig 
wird ein Bestandtheil der Wohnung dadurch zum Arbeits- 
raum, dafs er ausnahmsweise einmal für Arbeit verwendet 
wird. Hier kann nur eine wirkliche Kenntnifs der indivi- 
duellen Verhältnisse entscheidend sein. Ein Archivar z. B., dem 
es strengstens verboten ist, die Akten, in denen er arbeitet, 
aus dem Archive zu entfernen, darf sein „ Arbeitszimmer“ 
nicht deswegen als Unkosten für seinen Beruf rechnen, weil 
er gewisse Berichte an die Vorgesetzte Behörde, Urlaubs- 
gesuche und dergl. in diesem Zimmer erledigt: während sein 
Kollege, der durch seine Vermögensverhältnisse genöthigt ist, 
die ganze dienstfreie Zeit schriftstellerisch zu verwerthen, sein 
Arbeitszimmer nicht deswegen unter den Unkosten wegzu- 
lassen braucht, weil während der Dienststunden seine Frau 
das Aufräumen der auderen Zimmer sich dadurch erleichtert, 

dafs sie den Kinderwagen hineinschiebt. — 

Noch weit schwieriger als die Feststellung der Unkosten 
ist die der erforderlichen Abschreibungen. Die Ermittelung 
der Unkosten ist in der Hauptsache doch noch eine Ermitt- 
lung von Thatsachen, bei der dem menschlichen Urtheil nur 
ein gewisser Spielraum bleibt. Die Abschreibungen aber sind 
ganz ausschließlich von dem Urtheil abhängig. Der herge- 
brachte Usus, der bei geregeltem Gewerbebetriebe einen ge- 
wissen Anhalt giebt, fehlt bei der geistigen Arbeit voll- 
kommen. Will der geistige Arbeiter das System der Ab- 
schreibungen vermeiden, so wird er es meist thun können. 
Er kann, solange es sich nicht um hohe Summen handelt, 
Ausgaben, welche er für Anschaffungen gemacht hat, unter 
Unkosten verrechnen, so z. B. den Schreibtisch, die Bücher- 
regale, die übrige Ausstattung des Schreibzimmers, die 
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für den wissenschaftlichen Betrieb erforderlichen Bticher- 
anschafiungen, ganz ebenso wie man die tliatsächlich ge- 
machten Ausgaben für Dinte, Feder und Papier als Un- 
kosten rechnet. Glaubt er Abschreibungen vornehmen zu 
sollen, so mufs er sich darüber klar sein, dal's das koin- 
plizirte System der kaufmännischen Abschreibungen für die 
kleinen Summen ein zu schwerfälliger Apparat ist. Man wird 
dann im Allgemeinen damit auskommen, die Kosten des 
ganzen Arbeitsapparats rund zu berechnen und etwa 10 % 
davou abzuschreiben. 

Alles läuft hier darauf hinaus, den individuellen Fall als 
solchen zu erfassen. Niemand wird das Einkommen eines 
geistigen Arbeiters richtig schätzen oder dessen Selbstein- 
schätzung richtig würdigen können, wenn er nicht die ganze 
Persönlichkeit kennt. Ich möchte daher die Methode der 
Selbsteiuschätzung an einigen konkreten Beispieleil unter 
Schilderung der persönlichen Verhältnisse darlegen. 

3. Beispiele. 

Ich beginne mit einem Beispiele, welches die Individua- 
lität desto mehr zur Geltung kommen läfst, weil es in keine 
der hergebrachten Schablonen der geistigen Arbeiter palst. 

Der Ingenieur Anton Krüger hat von 1870— 187-1 an der 
damaligen Gewerbeakademie, der späteren polytechnischen 
Hochschule in Charlottenburg, studirt. Nachdem er die Prü- 
fung als Maschiueubauführer bestanden, ging er auf einige 
Jahre nach England, wo er theils in Stellung war, theils 
seiner weiteren Ausbildung lebte. Er kam zurück mit einer 
tüchtigen Schulung, aber ohne ein Baumeisterexamun. Für 
die staatliche Karriere fand er die damalige fürchterliche 
Ueberfüllung vor, in welcher er, wenn er noch erst das 
Examen nachholen wollte, Aussicht auf Anstellung in abseh- 
barer Zeit überhaupt nicht hatte. Er hatte sich in England 
mit Miss Mary Wilkins verlobt, der Tochter eines Liver- 
pooler Rheders, dem damit sein Plan, au einem Schwieger- 
sohn dereinst einen Socius zu gewinnen, durchkreuzt war. 
Der Alte hatte seine Zustimmung nur unter der Bedingung 
gegeben, dal’s der Freier binnen eines Jahres sich eine selb- 
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ständige Existenz schaffen werde und dal's die Tochter bereit 
sei, von dem zu leben, was der Manu ihrer Wahl erwerben 
könnte. Krüger hat das Verlangte geleistet. Vermöge der in 
England gewonnenen Beziehungen erhielt er den Auftrag, von 
Deutschland ans an das englische Ministerium regelmäfsige 
Borichte über die technischen Fortschritte gegen ein Honorar 
von 10 £ für den Bericht zu erstatten. Dies bot ihm den 
ersten Anhalt, um sich unabhängig von jeder Beamtenkarriere 
eine selbständige Stellung zu schaffen. Er fertigte ferner 
für Private Voranschläge, Kontrollberechnungen etc. an, bekam 
auch für kleinere und gröfsere wissenschaftliche Arbeiten Ho- 
norare. Als nach kurzer Zeit die Redaktion der Zeitschrift 
„Der Ingenieur“ vakant wurde, entschlofs er sich, die ihm 
augebotene Stelle anzunehmen, mit welcher ein Redaktions- 
honorar von 3000 Mk. verbunden war. Seit dem Jahre 1879 
ist er verheirathet; er ernährt seine Frau und zwei Kinder 
anständig, wenn auch bescheiden. Ihre Wohnung müssen sie 
freilich bei dem Familienzuwachs immer weiter an die Peri- 
pherie liinausrücken und müssen mache Unbequemlichkeit mit 
in den Kauf nehmen. Anton Krüger ist bekannt als ein an- 
spruchsloser Mann. Wenn aber eine neue Wohnung gemiethet 
wird, so ist die erste und wichtigste Bedingung, dafs ein 
heller und grolser Arbeitsraum, in welchem er mit einem 
Zeichner und einem Schreiber arbeiten kann, vorhanden ist. 
Familie Krüger ist sehr häuslich. Grofse Vergnügungen 
aufser dem Hause werden wenig mitgemacht, Gesellschaften 
im Hause giebt es noch weniger. Bei der Zeitschrift „Der 
Ingenieur“ war es freilich eine alte Sitte, dafs jedesmal nach 
Abschlufs eines Jahrganges der Herausgeber die Mitarbeiter 
in einer Herrengesellschaft um sich vereinigte. Die Einrichtung 
palst zwar sehr wenig in den ganzen Haushalt. Da es aber 
schwer ist, dem Herkommen sich zu entziehen, und aul'serdem 
selten mehr als 10 — 12 Herren sich daran betheiligen, so hat 
Anton Krüger diese Ingenieurgesellschaft mit übernommen. 
Fis ist die einzige Gesellschaft, die alljährlich in dem Hause 
gegeben wird. Neben der vielseitigen und angestrengten 
Thätigkeit hat Krüger auch noch Mufse, für die Bearbeitung 
eines Liebliugsthemas, das er seit den kunstgeschichtlichen 
Studien seiner Jugend niemals ganz aus den Augen verloren 
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hat. Er ist ein geschätzter Kenner des holländischen Back- 
steinbans. Seit Jahren arbeitet er bereits an einem kunst- 
geschichtlichen Werke über denselben. Ein Vertrag mit dem 
Verleger ist abgeschlossen, wonach er 90 Mk. Honorar für 
den Bogen erhalten soll bis zum Höchstbetrage von 40 Bogen 
pro Band, lieber die Honorirung der Illustrationsbände 
(Atlas) ist besondere Vereinbarung Vorbehalten. Für das 
nächste Jahr steht das Erscheinen des ersten Bandes Text 
fest; nur sind zu diesem Zwecke noch einige Studien an Ort 
und Stelle nothwendig. — Herr und Frau Krüger fuhren je 
ein Wirthschaftsbuch, allerdings nicht mit pedantischer Ge- 
nauigkeit. Wie Krüger seiner Frau ein monatliches Wirth- 
schaftsgeld von ICO Mk. giebt, so nimmt er sich selbst am 
Ersten jeden Monats für seine kleinen Ausgaben ein Taschen- 
geld von 50 Mk., dessen Verbleib im Einzelnen nicht notirt 
wird. Auch sonst steht in seinem Wirthschaftsbuch manche 
Pauschalbuchung. 

An diesen Ingenieur tritt nun die Frage der Steuer- 
erklärung heran. Er hat bisher sozusagen von der Hand in 
den Mund gelebt. Da bei der sorgsamen Lebensweise der 
beiden Ehegatten der Fall eines Minus noch nicht vorge- 
kommen war, so hatte er noch nie Veranlassung gehabt, sich 
theoretisch über die Höhe seiner Einnahmen klar zu werden. 
Nach § 7 des Gesetzes soll er nun angeben, welche Ein- 
nahmen er hat aus; 1. Kapitalvermögen, 2. Grundbesitz, 
3. Handel und Gewerbe, 4. sonstiger gewinnbringender 
Beschäftigung. So viel ist klar, dals die Rubriken ad 2 
und 3 mit vakat zu bezeichnen sind. Nicht so klar ist, 
was er mit der ersten Rubrik anfangen soll. Zwar hat 
er sich noch nie zu den Kapitalsbesitzern gezählt. Er hat 
aber in Eugland die Gewohnheit angenommen, seine 
grölseren Einnahmen und Ausgaben durch einen Bankier 
machen zu lassen, dem er es auch überliefs, geeignetenfalls 
Werthpapiere anzukaufen. Hieraus hat er einen kleinen Zins- 
genul's gehabt. Derselbe kann zwar jederzeit wieder ver- 
schwinden, sobald er die früheren Uebersehüsse aufbraucht. 
Da er aber sieht, dafs in den letzten Jahren regelinäfsig solche 
Zinsengutschriften stattgefunden haben, so nimmt er an, dafs 
er vennuthlich bei kleinen Ersparnissen angelangt ist, die er 

9 * 



Digitized by Google 




•20 



jetzt wird halten können. Und da es nicht möglich ist, die 
Summe des Zinsgenusses für das Höchste ,7ahr mit Bestimmt- 
heit anzugeben, so verführt er nach der Vorschrift des Gesetzes 
und setzt auf Grund der Bankierrechnungen den zweijährigen 
Durchschnitt als Einnahme aus Kapital- Mk. Mk. 

vermögen eiu 75 , hö 

Er geht nunmehr die sonstige „gewinn- 
bringende Beschäftigung“ durch und sucht bei 
jeder zunächst, ob der Betrag für das nächste 
Jahr etwa schon „feststeht“. Die Berichte 
nach Loudon hat er für das bevorstehende 
Jahr wegen dos Abschlusses seines grofseu 
Werkes absagen müssen; doch hat er auf Zu- 
reden des Ministeriums sich bereit erklärt, 
vierteljährlich einen Bericht zu liefern. Dieser 
Posten steht also mit 4 X 10 £ fest .... 800, oo 
Ferner feststehend ist das Redaktions- 
honorar 3000, oo 

Kleine Zeitschriften- Aufsätze hat er bisher 
alljährlich geschrieben und wird sie auch 
weiter schreiben, ohue dafs für das nächste 
Jahr sich sagen läl'st, wie viel dieser Posten 
betragen wird. Nach der Vorschrift des Ge- 
setzes berechnet er auf Grund seines Wirth- 
sclmftsbuches den zweijährigen Durchschnitt mit 375 , ho 
V oranschläge, Koutrollberechnnugen und 
sonstige Arbeiten für Private hat er für das 
bevorstehende Jahr wegen des Werke.-! über 
Backstein bauten gänzlich abgesagt. Der Be- 
trag derselben sfbht also fest mit .... 0,no 
Endlich kommt als neuer Posten für das 
bevorstehende Jahr der des Buchhonorars. 

Unser Ingenieur hat eiu selbständiges Buch 
mit Autorenhonorar noch nie geschrieben. 

Er würde sich gern auf diese vergangene 
Thatsache berufen und den Posten Buch- 
honorar mit dem Durchschnitt der beiden 
letzten Jahre anrechnen. Aber es wäre dies 
vollkommen unzulässig, denn der Posten bedarf 
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keiner Ermittlung e post, er ist „feststehend“. 
Da vereinbart ist, dafs der 40 Bogen iiber- 
schiel'sende Theil eines Bandes nicht honorirt 
wird und bereits gewifs ist, dals der Band 
mehr als 40 Bogen haben wird, so steht für 
das nächste Jahr die Honorar-Einnahme mit 

90 x 40 fest 

Also Summe der Roheinnahmen aus erwer- 
bender Thätigkeit 

Dem gegenüber stehen nun die Unkosten. 
Zunächst ist zu ermitteln, wie viel an Miethe 
auf seinen Arbeitsraum zu rechnen ist. Die 
von ihm gemietheten Räume sind insgesamint 
5 Zimmer nebst Badezimmer, Küche und 
sonstigem Nebengelafs. Er bezahlt 3 Treppen 
hoch, an der Peripherie 950 Mk. Die Wohnung 
hat im Ganzen 12 Fenster. Danach kämen 
auf ein zweifenstriges Zimmer 158,iw Mk. Da 
dieses Zimmer aber das grölste und ein beson- 
ders ausgesuchtes ist, so ist es nicht zu viel, 
wenn er als Miethe für seinen Arbeitsraum in 

Rechnung stellt 

Au Gehältern und ähnlichen persönlichen 
Ausgaben hat er zu zahlen: 

Für den Zeichner, mit dem er jeden Nach- 
mittag 2 — 3 Stunden arbeitet 

Für einen Schreiber, den er jeden Nach- 
mittag 3 — 4 Stunden beschäftigt 

Au einen jungen Menschen, der ihm bei 
der Redaktion der Zeitschrift zur Seite steht 
In dem laufenden Jahre wird er während 
seiner Reise eine Vertretung nöthig haben, die 
bereits geregelt ist und deren Kosten sich be- 
laufen auf 

Aufserdem hat er aber zu Zeiten, in denen 
er viel beschäftigt war, vielfach noch einen 
Stenographen angenommen, auch anlserordent- 
liche Schreibhülfe u. a. m. Vergebens befragt 
er sein Wirthschaftsbuch über diese Posten. 



11k. 1 Mk. 



3600,i*)l 



7775» 



200.i«i 



600. 00 
600, oo 

750.00 

150.00 
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Ab und zu sind derartige Ausgaben verzeichnet. Mk. Mk. 
Aber gerade in den Zeiten, zu denen nach 
seiner bestimmten Erinnerung diese Ausgaben 
am reichlichsten waren, finden sich im Wirt- 
schaftsbuch nur allerhand Pauschalverzeich- 
nungen: erklärlich genug, da diese Ausgaben 
immer in Zeiten fielen, in denen er Dringen- 
deres zu thun hatte, als die Anschreibung von 
Groschen und von Pfennigen. Da es nicht 
möglich ist, den zweijährigen Durchschnitt auzu- 
wenden, so fehlt es hier an jeder gesetzlichen 
Handhabe, den Posten zu berechnen. Denn 
das Gesetz schreibt die muthmafsliche Fest- 
stellung nur für solche Posten vor, welche 
bisher noch nicht bestanden haben. Man 
kann sich hier kaum anders helfen, als durch 
analoge Anwendung dieser Bestimmung auf den 
Fall, in welchem der Posten zwar bestanden 
hat, aber nicht aufgezeichnet worden ist. 

Krüger macht einen ungefäliren Ueberschlag, 
wieviel Stunden Stenographie - etc. - Hülfe er 
nöthig haben wird und berechnet den 



ungefähren Betrag auf 300, oo 

Also an Gehäjtern etc 2400, oo 



Sehr viel Kopfzerbrechens macht ihm das 
Kapitel Reisen. Während des bevorstehenden 
Jahres wird er mit seiner Familie eine Reise 
nach England zum Besuch seiner Schwieger- 
eltern unternehmen und von dort einen Ab- 
stecher nach Holland machen. Auch in England 
wird er daneben Studien machen, ebenso wie er 
den Aufenthalt in Holland, wo er seinen Back- 
steinbauten nachgeht, zu einem Besuch bei 
einem Vetter benutzen wird. Die beiden Reisen 
tragen also einen kombinirten Charakter. Sie 
gehören theils zu den Unkosten, theils zum 
Haushalt. Nach vielem Nachdenken läfst er 
den Hauptcharakter entscheidend sein; er 
reclmet die Hauptreise nach England als zum 
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Ilanshalt gehörig, den Abstecher nach Holland Mk 

als Unkosten 250, oo 

Anfeerdem wird er während des Jahres 
mehrere Sonntagnachmittage zu Ausflügen 
nach einzelnen Orten der Mark Brandenburg 
benutzen, wo es Backsteinbauten giebt, deren 
Zusammenhang mit den holländischen ein viel 
erörtertes kunstgeschichtliches Problem bildet. 

Er setzt hierfür aus . 50, oo 

Dem entsprechend figuriren die Reisen 

unter den Unkosten mit 

Nun geht er sein Wirthschaftsbuch durch 
und sucht die anderen Posten heraus, welche 
als Ausgaben „zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung des Einkommens“ gelten können. 
Zunächst fällt ihm hier die ganz isolirt 
stehende Ausgabe für die Herrengesellschaft 
auf, welche er in seiner Eigenschaft als Redak- 
teur des „Ingenieur“ geben mufs und die mit 
seinem sonstigen Haushalt nichts zu tlmn hat. 

Er setzt sie nach zweijährigem Durchschnitt 

an mit 

Ferner stofsen ihm im Wirthschaftsbuche 
die häufig wiederkehrenden Ausgaben für 
Marken und Postkarten auf. Das Meiste von ihnen 
hat die Korrespondenz mit den Mitarbeitern 
der Zeitschrift verschlungen, sowie die sonstige 
umfangreiche Korrespondenz, die Krüger mit 
Technikern des In- und Auslandes zu führen 
hat. In seiner Verwandtschaft und in seinem 
ganzen Freundschaftskreise ist er bekannt 
dafür, der federfaulste Korrespondent zu sein. 
Abgesehen von den Marken und Postkarten, 
die allenfalls seine Frau aus dem Bestände ent- 
nommen hat, ist er sicher, dal's für seinen per- 
sönlichen Bedarf keine irgendwie erhebliche 
Summe daraus verwendet ist. Da nun Kauf- 
leute und Gewerbetreibende ganz allgemein 
ihren Markenbedarf unter Geschäftsunkosten 



Mk. 



300, oo 



85,ao 
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schreiben ohne Rücksicht darauf, ob ansnahras- Mk. 
weise einmal eine Marke für den Haushalt ver- 
wendet ist, so glaubt Krüger den zweijährigen 
Durchschnitt des Marken- und Postkarten- 
bedarfs unter Unkosten ansetzen zu dürfen 
Die Ausgaben für Bücher sind im Wirth- 
schaftsbuch genannt, aber nicht spezifizirt. 

Eine Zuhülfenahme der buchhändlerischen 
Rechnung ergiobt, dafs mit Ausnahme eines 
Bandes Götlie, der ihm bei dem Umzuge ab- 
handen gekommen war und ersetzt werden 
mnl’ste, für Bücher auch nicht eine einzige 
Ausgabe gemacht worden ist, welche nicht in 
direktem oder indirektem, aber ganz zweifel- 
losem Zusammenhang mit seiner technischen 
Beschäftigung steht. Als ein Mann von feiner 
Bildung bedauert er es, dafs er in diese Bahn 
gekommen ist; aber mit seinem Gewissen ist 
er einig darüber, dafs Büeheranschaffung 
etwas ist, was er ohne Weiteres unter Un- 
kosten zu setzen hat. Im Uebrigen ist vermöge 
des umfangreiche» Schriftentausches in dem 
er steht, der ganze Posten überhaupt nicht be- 
deutend. Nach dem zweijährigen Durchschnitt 

sind es 

Schreib- und Zeichenmaterialien, nach vor- 
handenen Rechnungen, in 2 jährigem Durch- 
schnitt 

Dazu kommen nun noch die kleinen Un- 
kosten. Dieselben hat Krüger aus seinem 
Taschengelde bestlitten und soweit die Frau 
vielleicht einmal für ihn einen Boten abfertigte 
aus ihrer Kasse. Die Frau führt ein spezi- 
fizirtes Ausgabenbuch, aus welchem aber der 
genaue Charakter von Pfennigausgaben nicht 
zu ersehen ist. Der Mann notirt seine Taschen- 
geldausgaben überhaupt nicht. Sie haben aber 
die feste Ueberzengung, dafs in diesen Aus- 
gaben eine ganze Anzahl stecken, welche „zur 



Mk. 



1 1 7,flo 



152 , •'& 
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Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ein- 51k. 
kommens“ verwendet sind. Auch hier mufs 
man das Gesetz wohl oder übel so interpretiren 
wie oben bei den Stenographengeldero. Herr 
und Frau Krüger suchen den mutlunafslichen 
Betrag dadurch zu schätzen, dals sie einen 
Monat lang genau notiren, wie viel Ansgaben 
von dem Taschengelde des Herrn und dem 
Wirthschaftsgelde der Frau auf Unkosten fallen 
mul dies in einem zweiten Monat nachprüfen. 

Beide Male ist das ungefähre Ergebnifs, dal's 
der Manu von seinen 50 Mk. Taschengeld etwa 
20 Mk., die Frau von ihren IGO Mk. Wirt- 
schaftsgeld etwa 3 Mk. auf derartige Ausgaben 
verwendet. Sonach hält sich Krüger für 
berechtigt, an kleinen Unkosten anzusetzen 

23 X 1 2 — 

Hierin sind nicht enthalten die Ausgaben 
für Heizung und Beleuchtung des Arbeits- 
raumes. Der gesammte Bedarf an Kohlen und 
Petroleum wird gemeinsam eingekanft. Frau 
Krüger schätzt den muthmafsliehen Antheil des 
Arbeitsraumes (zweimalige Heizung, für Arbeits- 
und Zeichentische 2 — 3 Lampen) auf .... 

Hierzu käme nun noch die Rechnung für 
Abnutzung bezw. Neuanschaffung am Arbeits- 
apparat. Der Ingenieur sieht sich aul'ser 
Stande, über Bedarf an Schreibtisch, Zeichen- 
tisch, Bücherregal etc., irgend welche Voran- 
schläge oder Durchschnitte zu machen. Hin- 
gegen kann er die Kosten der ersten Einrichtung 
seines Arbeitszimmers ans den vorhandenen 
Rechnungen noch konstatiren. Dieselben be- 
liefen sich s. Z. auf 1355 Mk. Fante de mieux 
ist die allgemeine 10 prozentäge Abschreibung 
anzuwenden. Er setzt also hierfür ordnungs- 

mäl'sig ab 

Summa der Unkosten und Abschreibungen 



Mk. 



27G,« 



lOO.ot 



135.ro 

38Kd,ir> 
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Es betrugen also die Roheinnahmen aus Mk. Mk. 

erwerbender Thätigkeit 7775, so 

Ab Unkosten und Abschreibungen . . . 3888,15 

Also Reineinahmen aus erwerb. Thätigkeit 3887, ob 

Hiervon kann er noch Kraft besonderer Bestimmung des 
Gesetzes (§ 9) Ziffer I, 7 seine Lebensversicherungsprämie mit 
175,16 Mk. absetzen. 

Diese genaue Aufstellung hat er zur eigenen Information 
gemacht. Die für die Selbsteinschätzung erforderlichen An- 
gaben trägt er dann wie folgt in das Formular ein: 
Einkommen aus: 

1. Kapital vermögen 75, ss 

2. Grundvermögen : Betrieb der Land- und 

Forst wirthschaft etc — 

3. Handel und Gewerbe — 

4. (Sonstige)gewinnbringeiideBeschäftigung 3887,os 

Zusammen 3963, oo 



Hiervon sind abzuziehen: 

Lebensversicherungsprämie .... 175 , ib 

Bleibt steuerpflichtiges Einkommeu . . . 3787,sb Mark. 



Zeigt uns das Beispiel dieses Ingenieurs die Anwendung 
des Systems der Unkosten und Abschreibungen auf einen ganz 
singulären Fall*), so sei es gestattet, neben demselben noch 
einen typisch wiederkehrenden Fall zu besprechen. Ein 
städtischer Gymnasiallehrer, ebenfalls in einer grofsen Stadt, 
verheiratliet, hat 3150 Mark Gehalt. Auch er wohnt au der 
Peripherie und kann nicht anders an sein Gymnasium ge- 

*) Und nnr als solcher kann dieser Fall richtig beurtheilt werden. Mir 
ist wolü bekannt, dafs einer bisher weit verbreiteten Praxis entsprechend 
auch eiuc andere Auffassung des Gesetzes existirt, nach welcher ein derartiger 
Ingenienr ohne Weiteres zu den Leuten zu rechnen sei, deren Einnahmen 
„nubestinimt oder schwankend“ seien, und dafs er dementsprechend seiner 
Selbsteinschätzung den zweijährigen Durchschnitt zu Grunde legen müsse. 
Mir scheint, dafs in diesem speziellen Falle die entgegengesetzte Methode 
durch ihren Erfolg gerechtfertigt wird. Es hat sich ergeben, dafs von den 
bevorstehenden Einnahmen des Ingenieurs 800 ->- :1000 + 0 -F 3600 = 74«X» Mk. 
fest mul nnr ca. 375,80 Mk. als „unbestimmt mul schwankend“ anzuuehnien 
sind, dafs es also vollkommen gerechtfertigt war, die verschiedenen Einnahme- 
gruppen Krügers gesondert daraufhin zu prüfen, ob sie feststehende oder 
unbestimmte sind. 
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langen, als durch die Pferdebahn, auf welcher er an jedem 
Schultage 15 Pfennig verfahrt. Er ertheilt Privatunterricht 
in Gegenden, welche sowohl von der Wohnung als von der 
Schule entfernt sind und mufs auch dorthin der Pferdebahn 
sich bedienen. Am Dienstag, wo er aulser Schul- und Privat- 
unterricht Abends noch in einer Fortbildungsanstalt thiitig 
ist, nimmt er sowohl Vormittags als Nachmittags eine 
Droschke zu Hülfe. Er hält zwei Pensionäre, deren Annahme 
ihn seiner Zeit nöthigte, eine neue Wohnung zu miethen, nicht 
blofs, weil ein Zimmer für die Pensionäre nöthig war, sondern 
auch, weil die bisherige Mitbenutzung des Wohnzimmers als 
Speisezimmer nicht mehr anging und die Küche für den er- 
weiterten Haushalt sich als zu klein erwies. Im Uebrigeu hat der 
Vater der Pensionäre, ein wohlhabender Gutsbesitzer, verlangt, 
dafs eine Aenderung in dem einfachen Haushalt in keiner 
Weise stattfinden solle. Die Knaben sollten völlig zur Familie 
gehören. Als Bedingung stellte er, dafs die Söhne jeden 
Mittwoch und Sonnabend Nachmittag in freier Luft zu- 
bringen, zu welchem Zwecke sie mit ihren Pensionsältern 
einen Ausflug in die Umgebung machen müssen. 

Für die bevorstehende Steuererklärung befindet sich unser 
Gymnasiallehrer in der besonders angenehmen Lage, dafs so- 
wohl er als seine Frau an jedem Tage in der ganzen Zeit 
ihrer Ehe allabendlich die Einnahmen und Ausgaben des 
Tages auf Heller und Pfennig verzeichnet haben. Auf Grund 
dieser Aufzeichnungen ergiebt sich nun die folgende Auf- 
stellung zur eigenen Information. 



Einnahmen. Mk. 

Gehalt 3150,oo 

Ueberstnuden an dem Gymnasium (nach 

zweijährigem Durchschnitt) fiO,oo 

Fortbildungsanstalt (in dem bevorstehenden 
Jahre 40 Doppelstunden ä 6 Mk., im Voraus 

feststehend) 240, oo 

Privatunterricht (nach zweijährigem Durch- 
schnitt) 330,oo 

Pension für zwei Pensionäre (im Voraus 
feststehend) 2400,co 



Summa 6180,oo 



Digitized by Google 




28 



Dem gegenüber sind nun Unkosten und Abschreibungen 
zu berechnen. Die letzteren erweisen sich als unausführbar. Es 
ist im Einzelnen nicht festzustellen, wieviel die Stücke, welche 
von den Pensionären benutzt werden, gekostet haben. Man 
entschliefst sich daher, auf Abschreibungen zu verzichten und 
auch die Anschaffungen nach dem System der Unkosten zu 
berechnen. 

An Miethe setzt er ab: für sein eigenes Mk. 

Arbeitszimmer (ein bescheidenes einfenstriges 
Stübchen) 100 Mk., für die Pensionäre aber 
nicht blofs das Pensionszimmer, sondern den 
gesammten Mehrbedarf der Wohnung, welcher 
sich aus der Differenz der nengemietheten Woh- 
nung gegen die frühere mit 325 Mk. ergiebt, 
also zusammen 425, oo 

Die Schreibauslagen an Dinte, Feder und 
Papier sind selbst mit Zuhülfenahme der ge- 
nauesten Aufzeichnungen nicht zu emiren. Er 
setzt ihren muthmafsliclieu Betrag nach dem, 
was die königlichen Beamten seines Ranges an 
Schreibauslagen vom Staate vergütet erhalten. 



mit (> Mk. quartaliter an, also 24, oo 

Pferdebahn und Droschken nach zweijäh- 
rigem Durchschnitt 108,« 



Haushaltung für die Pensionäre, ermittelt 
an der Differenz zwischen Ferien und Schul- 
monaten, nebst einem Zuschlag für durchlau- 
fende Jahreskosten (nach zweijährigem Durch- 



schnitt) 1050,oo 

Porti (Korrespondenz mit den Eltern der 
Pensionäre und mit den Vorgesetzten Behörden), 
sowie sonstige kleine Unkosten nach zweijäh- 
rigem Durchschnitt 12, in 

Mittwochs- und Sonnabends-Ausflüge nach 

zweijährigem Durchschnitt 160,on 

Anschaffungen an Hausrath zu Pensions- 
zwecken, sowie für das Arbeitszimmer nach 
zweijährigem Durchschnitt 175,ao 



Summa 1054, so 
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6 I 8 O .00 Mk. 
1954,w> „ 



Reineinnahmen . . 4225, 2 » Mark. 

Die beiden Beispiele werden zur Genüge zeigen, dal's mit 
der richtigen Bemessung der Unkosten und Abschreibungen 
jeder geistige Arbeiter ein Mittel in der Hand hat, sich vor 
ungerechter Ueberbürduug im Verhiiltnifs zu den Gewerbe- 
treibenden genügend zu schützen. 



4. Feste Gehälter. 

Ein Gewerbe ohne Unkosten giebt es nicht; in der 
geistigen Arbeit so wenig, wie in der körperlichen. In einem 
fest nomiirten Jahresgelialt stecken ebenso sicher Unkosten, wie 
in postenweis vereinnahmten Bezügen. Eine Eigenthümlich- 
keit der geistigen Arbeit aber besteht darin, dal's als Entgelt 
für dieselbe das feste Gehalt besonders oft vorkonnnt und 
noch mehr darin, dal's das feste Gehalt besonders oft die einzige 
Einnahmequelle seines Trägers ist. Man hat sich lange daran 
gewöhnt, die Gehaltsstufe mit als ein Charakteristikum der 
Person anznseben. Die ganze Entwicklung der direkten 
Steuern in Preufsen neigte dazu, derartige Merkmale der 
Person besonders in den Vordergrund zu stellen. Ursprüng- 
lich wurden die direkten Steuern nicht nach Einkommensstufen, 
sondern nach gewissen äulserlieh leicht zu unterscheidenden 
Klassen der Bevölkerung erhoben, und erst allmählich ent- 
wickelte sich neben und aus dieser „Klassensteuer“ die all- 
gemeine Einkommensteuer. Während der Fortschritt hier 
überall darin bestand, dal's man einen Menschen nicht mehr 
nach der Zugehörigkeit zu einer Klasse, sondern nach seinem 
wirklichen, genau ermittelten Reineinkommen besteuerte, blieb 
ein Rückstand der alten Anschauung in dem Verhalten des 
Gesetzgebers zu den festen Gehältern. Hier verbot noch das 
Gesetz vom 1 . Mai 1851, Unkosten und Abschreibungen abzu- 
ziehen, durch die ausdrückliche Vorschrift, dafs feststehende 
Einnahmen „mit dem vollen Betrage“ zur Berechnung zu 
ziehen seien. Eine Ausnahme liefe das Gesetz nur in Bezug 
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auf Pensions- und Wittwenkassenbeiträge zu*). Diese Aus- 
nahmestellung der festen Gehälter widersprach dem ganzen 
sonstigen Zustande der modernen Einkommensteuer. Die Er- 
hebung einer Einkommensteuer von der Roheinnalnne statt 
von der Reineinnahme (ein Modus, der sonst nur in Steuer- 
verfassungen niederer Kulturen vorkommt) hielt sich nur 
dadurch, dafs er in der Praxis durch die bekannte und oben 
bereits erwähnte weitgehende Schonung gegen die geistigen 
Arbeiter bedeutend gemildert wurde. 

Mit dem Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 1891 hat 
diese Ausnahmestellung aufgehört, sowohl die Schonung 
nach der einen Seite**), wie die schroffe Heranziehung der 
Bruttoeinnahme nach der anderen Seite. 

Brutto- und Nettoeinnahmen sind nicht ideutiseh. Die 
steuertechnische Frage gegenüber einer Roheinnahine lautet 
nicht, ob vielleicht Unkosten vorhanden sind, sondern nur, 
wieviel sie betragen. Eine Steuerbehörde, die einen Staats- 
oder Privatbeamten einfach nach dem vollen Gehalt besteuert, 
handelt gesetzwidrig; denn es ist eine ausdrückliche allge- 
meine und ausnahmslose Vorschrift des Gesetzes, dafs von 
dem Einkommen abzuziehen sind „die zur Erwerbung, Siche- 
rung und Erhaltung des Einkommens verwendeten Ausgaben“ 
(§ 9). Ganz ebenso, wie es zu den Obliegenheiten der Behörde 
gehört, sich von Amtswegen um die Höhe des Gehalts zu 
kümmern, gehört es auch zu ihren pflichtmäfsigen Obliegen- 
heiten, sich von Amtswegen um die Höhe dieser abzuziehen- 
den Ausgaben zu kümmern. Sie hat das Recht, nach ge- 
wissenhafter Prüfung ihre Ueberzeuguug dahin auszusprechen, 
dafs einmal ein Ausnahmefall vorliege, dafs die Höhe der 
Unkosten = 0,oo sei. Sie hat aber nicht das Recht, die ge- 
setzlich vorgeschriebene Frage nach den Unkosten zu igno- 
riren oder gar ganz allgemein bei „festen Gehältern“ an 

*) Gesetz vom '[ a ! ! § SO; dazu die Instruktion vom S. Januar 
•Jo. Mal ls<.i 

1S77, §24 (R. Meitzen, Die Vorschriften über die Klassen- und klassifi- 
zirtc Einkommensteuer in Prcnfseu. 2. Aufl. Berlin 1S87 S. (12, 122). 

**) Nur für die öffentlichen Beamteu bleibt das gesetzliche Kommu- 
nalstenerprivilcg noch bestehen. 
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Stelle der Steuererklärung der Steuerpflichtigen die Ermittlung 
von dessen Bruttoeinnahme zu setzen. 

Im Einzelnen freilich wird es bei manchen Berufen ganz 
aulserordentlich schwer nachzuweisen sein, wie viel Un- 
kosten dieselben erfordern. Ein Handlungskommis, der wegen 
der Lage seiner Geschäftsstunden und wegen der kurzen 
Mittagspause gezwungen ist, bei seinem Gehalte von 1800 Mk. 
gleichwohl in unmittelbarer Nähe des Geschäfts, d. h. in der 
theuersten Gegend zu wohnen, kann nicht leicht auf Heller 
und Pfennig nachweisen, der wievielte Theil seiner Wohnungs- 
mietlie auf Geschäftsunkosten zu rechnen ist: und sein Kollege 
mit „englischer Tischzeit“, der in einer billigen, aber sehr 
entfernten Gegend wohnt, kann noch weniger nachrechnen, 
wie yiel er täglich au Schuhsohlen abläuft. Und doch läfst 
sich in keiner Weise bestreiten, dafs das Plus an Wohnung 
und das Plus an Stiefelverbrauch zu den Ausgaben gehört, 
welche „zur Erwerbung des Einkommens verwendet werden“, 
dafs sie also bei gerechter Veranlagung nach dem Willen 
des Gesetzgebers abzusetzen sind. 

Für alle diese Schwierigkeiten, die das Leben in tausend- 
fachen verschiedenen Variationen darbietet, hat das Gesetz 
nur in Bezug auf einen einzigen speziellen Fall eine Vor- 
schrift gegeben: „Bei Militärpersonen, Reichsbeamten, un- 
mittelbareu Staatsbeamten, Geistlichen und Lehrern an öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten ist der zur Bestreitung des 
Dienstaufwandes bestimmte Theil des Dienstein- 
kommens aufser Ansatz zu lassen“ (§ 15). Darunter fallen 
schon jetzt eine ganze Anzahl von Einnahmen, von den Ent- 
schädigungsgeldern für Dinte, Feder und Papier bis herauf 
zu den Repräsentations- und Tafelgeldern der Minister und 
Gesandten. Hier hat die Steuerbehörde nicht das Recht zu 
prüfen, ob der Beamte wirklich diesen Theil als Unkosten 
verwendet, sondern diese Verwendung gilt für die Steuer- 
behörde als praesumptio juris et de jure. Es wäre im Inter- 
esse der Beamtenbesteuerung wünschenswert!», dal's der Staat 
dieses System weiter ausbildete und jedem Beamten seiu Gehalt 
in der Weise zahlte, dafs zwischen Gehalt im engeren Sinne und 
Unkosteu-Entschädigung geschieden würde. Bei allen Privat- 
Angestellten liefse sich jetzt dasselbe System durchführen. 
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Und wenn das Gesetz die Steuerbehörde auch keineswegs zur 
Anerkennung der Scheidung zwingt, so ist diese Anerkennung 
doch nahe gelegt, sofern die Scheidung eine sachlich ange- 
messene ist.*) Wenn ein Konnnis nicht mit 1800 Mk. Gehalt, 
sondern mit 1C80 Mk. Gehalt und 120 Mk. Kostenentscliädi- 
gung angestellt ist, so ist es für ihn erheblich leichter, seine 
Steuererklärung sachgemäfs abzufassen als unter den gegen- 
wärtigen Zuständen. 

Allerdings wäre bei solchen Scheidungen ein Milsbrauch 
leicht möglich. Prinzipal und Angestellte könnten sicli unter 
eine Decke stecken und den Entschädigungsposteu zur Um- 
gehung der Steuerpflicht absichtlich hoch bemessen. Aber 
bei einer anderen Steuer besteht ein solches Verhältnifs schon 
heute, und die Praxis hat wohl verstunden, Mifsbräuchen ent- 
gegenzutreten. Die Berliner Miethssteuer wird, wie ihr Name 
sagt, von der Mietlie erhoben. In den Berliner Miethsver- 
trägen wird daher die von dem Mietbar zu zahlende Summe 
in zwei Theile getheilt in Mietlie und Entschädigung für 
Wasserleitung, Gas etc. Die Steuerbehörde erkennt diese 
Scheidung au, solange der Posten für die Enlschüdigungs- 
gelder uiclit 8 % der Gesainmtsumme übersteigt. Dieses 
System wäre auch gegenüber den festen Gehältern sehr wohl 
anwendbar. Die Bestimmung kann beim Engagement in 
jedem einzelnen Falle erfolgen. Die Steuerbehörde wird im 
Allgemeinen keinen Grund zum Zweifel haben, solange ein 
bestimmter Prozentsatz (je nach Verschiedenheit der Berufe 
und der örtlichen Verhältnisse 10—15%, oder wie es sonst 
die Erfahrung der nächsten Jahre ergeben wird) innegehalten 
ist, und nur wenn derselbe überschritten ist, eine genauere 
Begründung verlangen. 

5. I»ie Prinzipienfrage. 

Alle bisherigen Erörterungen laufen darauf hinaus, zwischen 
Unkosten und Abschreibungen einerseits und dem Haushalte 
andrerseits eine Grenzregulirung vorzunehmen. Jedem der- 
artigen Versuche wird nun vom Standpunkt des Steuerinter- 

*1 Vgl. die Erklärung des Kegierongsvertreters in der Sitzung des 
Abg. -Hauses v 10. Febr. 1801 (Stenogr. Iler. Sp. 805b.). 
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esses gewöhnlich entgegengehalten: wenn man die und die 
Ansgaben als Unkosten gelten lasse, so könnte man den 
ganzen Haushalt unter Unkosten rechnen. Ein Mensch müsse 
leben, um arbeiten zu können und daher könne man schliels- 
lich alles, was er auf Essen und Trinken verwendet, als 
eine höchst sachgenmfs „zur Erwerbung, Sicherung uud Er- 
haltung des Einkommens“ verwendete Ausgabe bezeichnen. 

Für die Entscheidung dieser Frage ist ein zweifacher 
Weg zu betreten. Einmal ist die Frage theoretisch zu beant- 
worten vom Standpunkt einer idealen Einkommensteuer, 
sodann praktisch vom Standpunkt der geltenden Einkommen- 
steuer. 

Die ideale Einkommensteuer soll in der That nur das 
reine Einkommen treffen nach Abzug aller Ausgaben, welche 
gemacht werden, um das Einkommen zu erzielen und ord- 
nungsmäl'sig zu erhalten (sei es nun in Form direkten all- 
jährlichen Abzuges, sei es in Form der Durchschnittsberech- 
nung durch Abschreibung). Bei dem geistigen Arbeiter ist 
nun besonders klar, dafs er eine gewisse Höhe des Haushalts 
haben muls, um arbeiten zu können. Mancher Schriftsteller 
mufs jährlich einmal an die See; sonst versagt seine Arbeits- 
kraft, und seine Einnahmen hören auf. Der reiche Fabrikant, 
der seine Maschinen speisen und repariren läfst, setzt die 
Kosten dafür von dem steuerpflichtigen Einkommen ab; der 
arme Schriftsteller mufs eben auch seine Maschine speisen 
und alle Jahr einmal zur Reparatur an die Nordsee schicken. 
Der Fabrikant hält sich für seine Maschinen einen Kessel- 
revisor und setzt die Gebühren von dem Einkommen ab; der 
Schriftsteller hält sich auch einen solchen Revisor in Gestalt 
eines approbirteu Arztes. Der Fabrikant macht seine Ab- 
schreibungen auf eine Maschine so, dafs nach zehn Jahren, 
wenn die Maschine aufgehört hat zu funktioniren, dieselbe 
mit Null zu Buch steht; der Schriftsteller mufs auch auf Ab- 
nutzungskosteu seiner Maschine so viel rechnen, dals er nach 
30—40 Jahren, wenn seine Schaffenskraft aufgehört hat, ein 
Kapital liegen hat, das ihm an Stelle der Maschine dient. 
Danach wären also Haushaltuugskosten und Ersparnisse des 
Schriftstellers, soweit dieselben sich innerhalb dieser Grenzen 
halten, steuerfrei zu lassen. 

3 
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Dies theoretisch vom Standpunkt der idealen Einkommeu- 
steuer. Praktisch liegt die Sache aber anders. Nirgends auf 
Erden gilt jene ideale Einkommensteuer, wie wir sie cliarak- 
terisirt haben. Das Prinzip des Reineinkommens wird in allen 
Gesetzgebungen der Welt begrenzt durch das andere Prinzip 
der leichten Erkennbarkeit. Die preufsische Gesetzgebung 
zieht, wie wir gesehen haben, die Grenze in der Weise, dals 
alles, was zum Haushalt gehört, nicht vom Einkommen ab- 
gesetzt werden darf. Es liegt hierin ein Stück Verbrauchs- 
steuer, wie denn derselben andere deutsche Staaten einen noch 
weit gröfseren Einflufs auf die Einkommensteuer gewährt 
haben. Mit diesen positiven Bestimmungen des Gesetzes mufs 
gerechnet werden. Und es ist bereits oben ausgeführt worden, 
dals trotz der Dehnbarkeit des Begriffes Haushalt die Grenze 
an der Hand der ^tatsächlichen Uebung sich ziemlich sicher 
feststellen läl'st Kein Stand darf das als Unkosten be- 
zeichnen, was alle anderen Stände als Haushalt 
rechnen. 

Jenen Forderungen einer idealen Einkommensteuer aber 
hat das Gesetz in zwei Punkten bereits Rechnung getragen. 
Die Einkommen bis 900 Mk. sind steuerfrei gelassen und 
Lebens- u. a. Versicherungsprämien sind vom Rolieinkoinmen 
in Abzug zu bringen. Die erstere Vorschrift erkennt an, dafs 
bei geringen Einnahmen der Haushalt die nothwendigen Un- 
kosten darstellt; die letztere ist eine Abschreibung auf die 
Abnutzung der Maschine, welche der Ernährer der Familie 
am eigenen Körper hat. Beides sind bis jetzt nur rohe An- 
fänge. Die Freilassung des Existenzminimums kann noch 
viel besser vertheilt und ausgedrückt, die Freilassung von 
Versicherungs- und Ersparnilsbeträgen noch viel mehr aus- 
gedehnt werden. Einstweilen ist aber damit zu rechnen, dafs 
das Gesetz nur diese Absetzungen von den Haushaltungs- 
kosten gestattet hat. 

Die Prinzipienfrage hat an sich mit der geistigen Arbeit 
nichts zu thun. Sie wiederholt sich gegenüber jedem Arbeiter, 
der ohne Kapital lebt und also im Vergleich zu dem Kapital- 
besitzer, der mit Maschinen oder gemietheten Arbeitskräften 
arbeitet, in dem Nachtheil ist., dals er von allen seinen Kosten 
für Speisung und Abnutzung seines lebenden Arbeitsapparats 
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auch nicht einen Heller absetzen darf. Aber der Fall größerer 
Einkommen aus Arbeit ohne Kapital kommt fast nur bei der 
geistigen Arbeit vor. Die körperliche Arbeit gehört meist 
in die Stufen, denen die Steuer erlassen oder erheblich 
gemindert ist, die geistige Arbeit in die Stufen, bei denen 
eine gleiche Berücksichtigung nicht stattfindet. 

Mit Recht erwartet man eine Minderung dieser Verschie- 
denheiten von einem bevorstehenden Gesetz über die Unter- 
scheidung fundirten und unfundirten Einkommens; ein solches 
ist im Interesse der Gerechtigkeit unbedingt erforderlich. Man 
darf sich jedoch darüber nicht täuschen, dal's auch durch 
dieses Gesetz das Mifsverhfdtnifs nur gemildert, aber nicht ans 
der Welt geschafft werden kann. Steuern sind eben Dinge, die 
von Menschen gemacht werden und denen gewisse Unvoll- 
kommenheiten mit Nothwendigkeit anhaften. Die eine Steuer 
belastet den einen Stand, die andere einen anderen verhält- 
nifsmäfsig höher. Die Einkommensteuer ist nun einmal die- 
jenige, die, wie man sich ancli drehen und wenden möge, 
immer denjenigen am höchsten belasten wird, dessen Arbeits- 
kraft von der Erhöhung des eigenen Lebensniveaus abhängt. 

6. Allgemeine Wirkungen der Selbsteinschätzung. 

Trotz dieses erhöhten Druckes der Einkommensteuer soll 
dennoch der geistige Arbeiter die Pflicht der Selbstein- 
schätzung nicht unangenehm empfinden. Eine energischere 
Form der Einkommensteuer ohne die Selbsteinschätzung würde 
die vorhandene Ungleichheit jedenfalls in noch viel höherem 
Mafse herbeigeführt haben. Gerade die Steuererklärung, 
welche der geistige Arbeiter selbst zu entwerfen und einzu- 
reichen hat, giebt ihm die Möglichkeit, die Behörde zur An- 
erkennung des Grundsatzes zu zwingen, dal's auf seine Thä- 
tigkeit dieselbe Methode der Absetzungen und Abschreibungen 
anzuwenden sei, wie sie auf die Thätigkeit der Gewerbetrei- 
benden schon lange angewendet wird. Jeder Beamte, jeder 
Gelehrte, jeder Schriftsteller, jeder Künstler hat es in der 
Hand, durch eine gute und sachgemäfs abgefalste Steuer- 
erklärung übermäfsigen Einschätzungen vorzubengen. 

Aeulserst wohlthuend werden aber noch die Nebenwir- 

8 * 
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kungen der Selbsteinschätzung ein. Das Nachdenken über 
die eigenen Verhältnisse, die Nöthigung, in Zukunft ein Wirt- 
schaftsbuch zu führen, die Gewöhnung an Rechnung und Be- 
rechnung wird dem geistigen Arbeiter nicht nur eine gere- 
geltere Wirtschaft, sondern auch eine festere Stellung gegen- 
über den Geschäftsleuten gehen, mit denen er zu thun hat, 
Viole werden erst durch die Notwendigkeit der Steuererklä- 
rung dazu gebracht werden, sich darüber klar zn werden, in- 
wiefern eine Einnahme einen Verdienst bedeutet. Durch die 
oben ausführlicher betrachteten Beispiele wird für den denken- 
den Leser die Lehre von selbst hindurchschiimnern, die der 
Selbsteinschätzende am Tage der Steuererklärung sich giebt. 

Das aber ist ein grofser Irrthum, dafs durch dieses nüch- 
terne Erfassen der Gewinn- und Verlustfrage der Idealismus 
des geistigen Arbeiters bedroht werde. Wirtschaftlichkeit 
ist eine der höchsten Tugenden des Menschen, und auch der 
Höchststehende unter uns steht nicht so hoch, dafs ihm nicht 
diese Tugend zur Zierde gereichte. Nur das freilich ist richtig, 
dafs von dieser Tugend, wie von jeder anderen, der Satz des 
griechischen Weisen gilt, dafs sie im Vermeiden der Extreme 
bestehe. Nicht aus Berechnung und nicht ohne Berechnung, 
das ist der richtige Wahlspruch für die Träger der idealen 
Gedankenwelt, 

Bietet gegenüber den mannigfachen Versuchungen zur 
Unwirthschaftlichkeit das Gebot der Selbsteinschätzung dem 
geistigen Arbeiter den Anstois zur Einkehr und zu wirth- 
schaftlicher Selbsterkenntnils: so ist auch dies freilich eine 
von den Wirkungen der Selbsteinschätzung, welche an sich 
ganz allgemein sind und nur an dem geistigen Arbeiter be- 
sonders hervortreten. Nicht auf einmal werden diese Wir- 
kungen in die Erscheinung treten. Einstweilen wird man 
an der neuen Einschätznngsinethode nur die schärfere An- 
ziehung der Steuerschraube bemerken. Sodann wird die 
gleich mäfsigere Vertheilnng der Last anerkannt werden. 
Spätere Generationen aber werden die Einführung der Steuer- 
erklärung in Preufsen als ein bedeutsames Moment in der 
wirthschaftlichen Erziehung des deutschen Volkes anführen. 

Berlin, im Juli 1801. 
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Nachwort. 

Während die vorliegende Arbeit sich unter der Presse 
befand, ist zu dem Einkommen-Steuergesetz auch die An- 
weisung des Finanzministers vom 5. August 1891, erster 
Theil, erschienen (Berlin, R. v. Deckers Verlag). Diese ent- 
hält nichts, was den obigen Ausführungen unbedingt wider- 
spräche, aber manches, was dieselben zu bestätigen geeignet 
ist. Art. 21 führt u. A. als abzugsfahig auf: „die laufenden 
Ausgaben der Rechtsanwälte, Notare, Gerichtsvollzieher für 
die Unterhaltung .... des Bureaus, die laufenden Ausgaben 
der Aerzte für das zur Besorgung der Praxis zu haltende 
Fuhrwerk, der Künstler, Gelehrten für die Besoldung vou Mit- 
arbeitern oder Gehiilfen, für die Beschaffung der zur Ausübung 
der Berufsthätigkeit eiforderlichen Materialien, sowie für In- 
standhaltung und Benutzung der erforderlichen Gerät- 

schaften.“ Wenn bei dieser Gelegenheit von den Geschäfts- 
unkosten ausdrücklich „die Kosteu für die erste Einrichtung“ 
ausgenommen werden, so ist damit indirekt anerkannt, dafs 
für diese analog der in Artikel 19 behandelten kaufmännischen 
Buchführung das System der Abschreibungen Platz zu greifen 
habe. Scheint sonach die Anweisung des Finanzministers 
ganz von der Anschauung auszugehen, dafs der geistige 
Arbeiter in Bezug auf Unkosten und Abschreibungen nicht 
schlechter gestellt werden solle als der Gewerbtreibende , so 
ist um so weniger ersichtlich, weswegen es bei den Gewerb- 
tieibenden heilst, dafs „die“ Unkosten abzuziehen seien, 
dagegen bei den geistigen Arbeitern, die „etwaigen“ Un- 
kosten; eine Verschiedenheit der Ausdrucksweise, welche zwar 
sicher nicht dazu bestimmt, aber wohl dazu geeignet ist, die 
Behörden gegen den geistigen Arbeiter, der ebenso wie jeder 
andere von seiner Bruttoeinnahme Abzüge machen w ill, von 
vornherein mil'strauisch zu stimmen. — Wenn in den Probe- 
eintragnngen der Steuererklärungen ein Amtsgerichtsrath N. N. 
sein volles Jahresgehalt nebst Wohnungsgeldzuscbufs ver- 
steuert, so ist dieses Beispiel nicht geschickt gewählt (denn 
die Zahl der Amtsgerichtsräthe, die keinerlei Unkosten 
haben, weder Arbeitsrau in, noch Pferdebahn, noch auch nur 
die Abnutzung der Robe, kauu so sehr groß? nicht sein, dals 
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sie als typisch aufgeführt werden dürfte); aber ein Wider- 
spruch gegen die Absetzung der Unkosten, die ein Beamter 
wirklich hat, kann mit diesem Beispiel nicht beabsichtigt 
sein. — Nur eine der einschlägigen Bestimmungen der „An- 
weisung“ vermag ich mit dein Gesetz nicht in Einklang zu 
bringen. Artikel 22 der Anweisung will den) Beamten, der 
Dienstaufwandsgelder erhält, thatsächlich aber mehr auf- 
weudet als sie betragen, die Möglichkeit abschneiden, den 
Mehrbetrag von der Einnahme abzuzieheu. Dies ist nicht 
richtig, denn § 15 al. 3 des Gesetzes wollte dem Beamten nur 
das Beneiizium geben, das Dienstaufwandsgeld ganz „aufser 
Ansatz zu lassen“, so dals es steuerfrei bleibt, selbst wenn 
es nicht aufgebraucht wird; wo aber der umgekehrte Fall 
eintritt, dafs die Dienstaufwandsgelder nicht ausreichen, da 
tritt eben der allgemeine § 9 Ziffer I 1 in Geltung, dafs die 
zur „Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Einkommens 
verwendeten Ausgaben“ vom Einkommen „in Abzug zu 
bringen“ sind. — Welchen Sinn hätte es denn auch, einen 
Beamten, dem seine Behörde (vielleicht bis zur Flüssigmachung 
weiterer etatsmälsiger Mittel) nur den halben Dienstaufwand 
vergüten kann, darum von seinen Unkosten zu besteuern? 

W'enn im Anschluß» daran in der „Anweisung“ von Privat- 
angestellten mit Dienstaufwandsentschädigung der „Nachweis“ 
verlangt wird, dals sie diese „in ihrem vollen Betrage“ ent- 
sprechend aufbrauchen, so geht die abnorme Strenge dieses 
Ausdrucks ebenfalls über das vom Gesetz zugelassene Mals 
hinaus. Den Privatbeamten ist im Gesetz in dieser Beziehung 
weder ein Privilegium noch ein Onus gegeben; für sie gilt 
rechtlich nur die allgemeine Vorschrift des § 9 Ziffer I 1. 
Findet eine Steuerbehörde, dafs die Dienstaufwandsentschädi- 
gung eines Privatbeamten zu hoch bemessen sei, so steht es 
ihr frei, Nachweise zu verlangen. Falls diese aber nicht in 
ausreichendem Malse gebracht werden, ist sie nicht befugt, 
die Dienstaufwandsgelder einfach in das steuerpflichtige Ein- 
kommen zu stellen, sondern sie ist verpflichtet, sich selbst 
gewissenhaft darüber klar zu werden, wieviel davon in Wahr- 
heit auf Unkosten geht, und wieviel als zum Reineinkommen 
gehörig zu betrachten ist. Und wenn die Behörde es mit 
ehrlichen, anständigen Leuten zu thnn hat, so ist sie hier. 
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wie in allen Dingen, verpflichtet, bei ihren Ermittelungen 
die eigenen Angaben des Steuerpflichtigen in erster Linie mit 
zu Grunde zu legen. Nur so viel ist an dieser Sonderbestimmung 
allerdings richtig: wenn ein Privatbeamter seine Aufwands- 
gelder ganz aufser Einnahme gestellt und sich von der Pflicht 
befreit wissen will, über diese sich und der Behörde auch nur 
Rechenschaft abzugeben, dann könnte man von ihm verlangen, 
dafs er die Sonderstellung dieses Einnahmepostens in seiner 
Eigenart glaubhaft machen solle. — Es zeigt sich an dieser 
Stelle in der Ausdrucksweise der „Anweisung“ die bekannte 
Erfahrung, dals auch nach Aufhebung gesetzlicher Bestim- 
mungen die alte Terminologie noch eine Weile fortdauert und 
die Praxis zu beeinflussen droht. Das privilegium odiosuni 
der Besteuerung von der Bruttoeinnahme ist für alle Beamte, 
öffentliche wie private, durch das Einkommensteuergesetz vom 
*24. Juni 1891 aufgehoben. Die Anweisung des Finanzministers 
stellt sich auch auf diesen Standpunkt; aber hier und da 
haften den neuen Bestimmungen noch die Eierschalen des 
alten Rechtszustandes an, aus dem sie hervorgegangen sind. 
Während die Anweisung den Handel- und Gewerbetreibenden 
gegenüber von dem Abzug der Unkosten und Abschreibungen 
wie von einer ganz selbstverständlichen Sache spricht, steht sie 
den Beamten und geistigen Arbeitern, welche dieselben Abzüge 
von ihrer Bruttoeinnahme machen wollen, mit einem gewissen 
Zögern gegenüber und möchte am liebsten hier haarklein „nach- 
gewiesen“ sehen, was sie dort nicht einmal spezifizirt verlangt. 

Im Interesse der Finanzverwaltung selbst läge es, in der 
Praxis alles zu vermeiden, was den Anschein erwecken könnte, 
als ob die Selbsteinschätzung eines Standes gegenüber der 
anderer Stände mit besonderem Mifstrauen betrachtet werden 
solle. Eine Institution wie die Selbsteinschätzung mufs eine 
gewisse Popularität geniefsen, wenn sie gedeihen soll. Popu- 
larität aber kann bei weit getriebenem und namentlich bei 
ungleich vertheiltein Milstrauen nicht bestehen. Tritt man 
den verschiedenen Bevölkerungsklassen mit gleichem Vertrauen 
gegenüber, so werden der Finanzverwaltung die Tausende, die 
ihr vielleicht durch getäuschtes Vertrauen verloren gehen, in 
Gestalt von Millionen wieder zufliefsen. 
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